
~=-~~1:? ~e::.~::.~:_~ den Sler:op:raphi:.chen rr0to;~olll"r, des Nationalrates 

XI";~G---:----"-----v. e!)etzgebung~:."}eriode 
DER BUNDESMlNISTER FüR FINANZEN . Wien, 1978 04 27 

z. 11 0502/26-Pr.2/78 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 

1017 Wie n 

4=100 lAB 

"!978 "04- 2 8 
zu d6r:lIJ 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Dipl.lng. Dr. Leitner und Genossen vom 
1. März 1978, Nr. 1672/J, betreffend Personalentwicklung, beehre ich mich 
mitzuteiien: 

1.1ahr 

1970 

1976 
1977 

Personal lage der Finanzverwa1tung, 

Dienstpostenp1an Iststand 1.4. 

21. 896 

21. 957 

21. 737 

21. 495 

21.626 

21. 628 

Der tatsächliche Stand der Beschäftigten wurde jeweils zum Stichtag 1. April 
ermittelt, \'\o'eilzu diesem Termin zur Erstellung des Dienstpostenplanes des 
Folgejahres Erhebungen dieser Art durchgefUhrt wurden. Nicht zum "Stand der 
Beschäftigten" wurden Bedienstete gezählt, die sich am genannten Stichtag 
im Karenzurlaub oder im Mutterschutz befunden haben oder "außer Dienst ge­
stellt ll waren. 

,Jahr 

1970 
1976 

1977 

Zu 3): __ 1... ..... 

Persona_1-lage im Bundesmi ni ster; um fü.r Fin~rzen :: Zentra 11 eituD.9.. 

Dienstpostenplan Iststand 1.4. 

B59 

880 

871 

825 

857 

834 

In meinem Ressort wurden im Jahre 1976 2,369.621 und i~ Jahre 1977 2,229.775 
überstunden angeord~et "nd durch eine entsprechende Entschädigung honoriert. 
überdies wurden im Jahre 1976 1.034 u~d im Jahre 1977 1.041 Bediensteten 
mein~s Ressorts wegen ein~r regelmäßigen Oberstundenleistung im Gcsamtausmaß 

4/ .• 
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von 222.255 im Jahre 197& un~ 226~947 im Jahre 1977 Pauschalabgeltungen aus­

bezahlt. DarUber hinaus erhielten im Jahre 1976 254 und im Jahre 1977 248 
Bedienstete meines Ressorts eine Verwendungszulage bzw. Verwendungsabgeltung 

i!n Sinne des § 30a des Ge~a'tsgesetzes 1956, die mit einem Teilbetrag als Ab­

geltung einer zeitlichen Mehrleistung gewährt wurden. 

Da durch die zuletzt genannten Zulagen bzw. Abgeltungen nur ein Mindestmaß 
an regelmäßig geleisteten Oberstunden abgegolten wird und darUber hinausgehende 

zeitliche Mehrdienstleistungen nicht erhoben werden, bin ich nicht in der Lage. 
dole 0.!i Flieh gestel1te Frage, 'trie viele überstunden in meinem gesamter. RessCirt 

geiE'istet wurd2r.~ eX3.kt zu beantlAforten. 

Für das Jahr 1975 liegen keine konkreten Werte vor. 

Zu 4): 
----'--

Die als Abschluß meiner Antwort zur Frage 3) getroffene Feststellung macht es 

mir bedauerlicherweise auch unmöglich, diese Frage exakt zu beantworten. Ich 
möchte aber darUberhinaus darauf hinweisen, daß eine rein arithmetische Be­

rechnung (Division der geleisteten überstunden durch die jährliche St~nden­
leistung einer Arbeit5kr~ft von 2080) keine Aussagekraft hat. Eine solche 
Ber~chnung ließe nämlich das Ausmaß der ErholungsurlaubE~ die Dauer der in 
.Ar:spruch genommenen Pf1egeurlaube, die Zahl und Dauer der Kralikenstände. ge·-,: 

währte Kuraufenthalte, die sämtlich8 nicht nur von Ressort zu Ressort, sondern 
innerhalb dieser von Gruppe zu Gruppe verschieden sind und sogar nach der 
Altersstruktur der Bediensteten einer Dienststelle und nach dem Geschlecht dieser 

differieren, außer Betracht. 

!-u _~l..;~. 
Einsparung von Planstellen fUr Reinigungspersonal durch Ve~gabe dieser Arbeiten 

an Reinigungsfirmen ab 1.1.1970: 

Finanzlandesdirektion fUr Wien, Niederösterreichund ßgld. 
Finanzlandesdirektion fUr Oberösterreich 
rinanzlanciesdirektion fijr Sallburg 

Fina~~:'c.ndt;s.direktion fUr Steiermark 

Finai1z1andesd~rektiGn für Kärnten 
Finanzlandesdirektion fUr Tirol 
Finanz1andesdirektio~ fUr Vorarlberg 

österre~chisches Pestsparkassenamt 
ZP'l [: l"c·] t12S0 1 dUflgsan~t 

10 

o 
3 

3 ~ 17 } 
~ .~? i te n \ve i s e Te 1-
12 , ....... ~ zeitbeschä"ft-
4,62} gung 

2 

o 
40,11 
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,~~~L:.. 
~!laf3nah:nen auf dem Gebi et der Verv,;3. 1 tungsreform \'~ercten vorvri egend ni cht von 

einem Ressort allein getroffen, sendern beruhen auf BeschlUssen und überle­
gungen der Bundesregierung. Ich möchte daher einleitend besonders darauf 
hinweisen, daß die derzeit 1m Amt befindliche Bundesregierung viele Maßnahmen 
auf diesem Gebiet gesetzt hat~ Uber die sie dem Nationalrat auch mehrfach 
ber-; chtete . 

. Da die vorliegende Anfrage aber auf jene Maßnahmen gerichtet ist~ die von 
meinem Ressort getroffen wurden, darf ich mich auf die Darstellung dieser 
besch j"änken: 

1. Ein ganz wesentliches Hilfsmittel für' eine wirkungsvolle Verwaltungsreform 
liegt in der viJeitestgehenden Automatisierung der Verwaltungs aufgaben .im modernen 
Leistungsstaat. Eine flexible und rationelle Verwalt:mg bilden die Voraus­
setzung fUr eine aktive Wirtschaftspolitik zur Sicherung eines hohen Beschäf­
tigtenniveaus und ausreichender Wachstumsraten. Eine möglichst leistungsfähige 
Verwaltung dient somit letztlich der Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit. 

Da al"'! die FinanzverwaHung laufend" steigende Anforderungen gestel1t werden, 
mußten diese unter Einsatz sämtlicher Prcduktivitätsreserven mit einem 

, 
Minimum an zusätzlichem Personal und finanziellen Mitteln bewältigt werdeR. 

Von besonderer Bedeutung war dabei die Entwicklung des Einsatzes von elektro­
nischen Datenverarbeitungsanlagen (EDV-Anlagen) in meinem Ressort. Nur dadurch 
war es m~glichD große Informationsmengen im Rahmen immer wiederkehrender, 
repetitiver Massenarbeiten rationell zu verarbeiten. So entstand einer der 
EDV-Schwarpunkte im Bundesbereich, wie dies auch im EDV-Konzept der Bundes­
regierung aus dem Jahre 1971 vorgesehen ist. 

Unter Zuhilfenahme der EDV-Anlagen wurden im Finanzressort insbesondere die 
folgenden Applikationen bereits automatisiert: 

- ~bgabenfeslsetzung~ -einhebung und -verrechnung bei den Finanzämtern 
.. Gnl!ldbes ~ tz i nformi1 t i onssys tf.Hil 

- Ab' oa!--(.:t"'r~ps·tse·r71'rl(\ _"'':,_,,':'" ... --,:.;' :_I,_I~ "" ~ ....... "" .. ':1,. t; tlllh';:'UUil~ 

- ßundeshaushaltsverrechnung 
- Finanzschulaendlenst 
- Bundesbesoldung . 
- Zahlung une: Verrechnung der Fam'i1ienbeih'11fen fUr se1bständ'ige 

Erwerbstätige 
- Zahlung und Verrechnung der Mietzinsbeihilfen 
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Weiters wurden das finanzpolitische Informationssystem und Simulationsmodell 
zur Gewinnurig von wirtschaftspolitischen Entscheidungsgrundlagen sowie das 
Personalinformationssystem fUr legistische und personal politische Zwecke 

geschaffen. 

DarUber hinaus betreut mein Ressort auf dem Gebiete der EDV die Applikationen 

folgender Bundesministerien: 

- Bundesministerium fUr 
soziale Verwaltung: 

- Bundesministerium fUr 
Justiz: 

- Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft: 

- Berechnung~ Zahlung und Verrechnung der 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 

- Berechnung~ Zahlung und Verrechnung der 
Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungen 

- Verfahren nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz 

- Verfahren nach dem Invalideneinstellungsgesetz 

- Rentenversorgung 

- Zahlung und Verrechnung der Leistungen nach 

dem Unterhaltsvorschußgesetz 

- Berechnung, Zahlung und Verrechnung der 
BundesmineralölsteuervergUtungen 

Durch den gezielten Einsatz der EDV wurden dabei folgende Ergebnisse erreicht: 

Rat ion a 1 i 5 i e r u r. 9 
Steigender Umfa~g und zunehmende Zahl der Verwaltungsaufgaben sowie kUrzere 

Arbeitszeit sollten zu keiner Personal vermehrung führen. 

- T r ans 0 are n z 
I 

Dur"eh die mit C2r Automatisie}'ung verbundene Analyse der Verwaltungsabläufe 

und -t~t·i gkei ten konnten di ese fUr den StaatsbiJrger aber auch für di e Ober­
behörden leichter Uber- und durchschaubar organisiert werden. 

- B und e sei n h e i t 1 ich e V 0 1 1 z i e h u n 9 
Durch die pfogramit"\gesteuei~te zentrale Verarbeitung bietet der Einsatz eiller 

EDV-Anlage die Gewähr dafUr) daß gleiche Sachverhalte bundesweit gleich 
bshande 1t Wel'CE":n. 

- Gen a u i 9 k e i t 
Der Computer zwingt seinen BenUtzer durch die strengen Formvorschriften fUr 
die Eingaben und die umfangreichen mascllinel1en PrUfungen zur genauen 
Beachtung der Vorschriften. 

• I • 
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- I n t e 9 ~. a t i on . 
Daten, die fUr verschied~ne Verwaltungsbereiche maßgeblich sind, werden 
nach Möglichkeit nur einmal erfaßt und ohne htindische Zwischenbearbeitung 
weiterverarbeitet. Dadurch konnte vor allem auf dem Gebiet des Zahlungs­
verkehrs und der Verrechnung sowie zur ErfUllung gesetzlicher Melde- und 
AnZe1fjapf"lichten die zeit- und persor.alaufwendige sovJie fehleranfällige 

neuerliche Datenerfassung erspart werden. 

- I n fo r m a ti on 
Durch die Lieferung von zeitnahen und umfassenden Verarbeitungsergebnissen 
hat die elektronische Datenverarbeitung entscheidend zur Befriedigung des 
gestiegenen Informationsbedürfnisses der Verwaltung beigetragen und ein 
wesentliches Hilfsmittel im Entscheidungsfindungsprozeß gebildet. 

Insgesamt konnte eine Steigerung der Effizienz und Verbesserung der Qualität 
der Verwaltung unter"Wahrung des Kosten/Nutzen-Prinzips erreicht werden. " 

DarUber hinaus hat die Automatisierung eine Vielzahl weiterer Vorteile ver­
wirklicht. Sc kann bsispielswe1se auf Grund der Flexibilität des EDV-Verfahrens 
die Verwaltung auf Gesetzesänderungen entsprechend rasch reag1eren. 

Die an dieEDV-Anlage angeschlossenen Dienststellen sind jederzeit auskunfts­
bereit, sodaß mUndlich oder schriftlich Anfragen kurzfristig beanb/ortet 
werden können. 

Durch das computergerechte Gestalten von Drucksorten wurden der Ze1t- und 
Arbeitsaufwand fUr das AusfUl1en erheblich verringert. 

Der vollm(\schinel~e Datenaustausch erspart viel Zeit und ge\'Jäht1 1eistet die 
Richtigkeit derWeiterverarbeitung. Zur Beschleunigung des Verfahrens trägt 
auch der weitgehend vollautomatische Datenfluß bei, ~er durch den Verbund 
verschiedener Verwaltungsbereiche in einem automatisierten Verfahren erreicht 
Wil"d. Z.B. sind die Abgabenfestsetzung~ -einhebung und -verrechnung hei den 
Finanz- und Zollämtern derart miteinander verknUpft~ daß DateneingabeIl und 
Verarbe itungsergPDnl sse e'i nes B(~rei ches an di e andc)1en hleitel~J€geber. ""Ierden 
kö~nen, chne daß dafUr ein zus~t!liCh~5 T~ I- i (tl./'" ",r\p.n d2r F i nanz- oder' Zell ämter , ..;' . ",. 

notwendig ist. 

Auf dem Gebiet der 8undeshaushaltsverrechnun9 1st insbesondere die Tagfertigkeit 
hervorzuheben. Auch der jährliche Bundesrechnungsabschluß kann inerhalb von 
24 Stunden durchgefUhrt werden; im händischen Verfahrend~uerten diese Arbeiten 

m~hl'er8 :'ioJnate. 

./ . 
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Basseres Service und Effizienz der Verwaltu~g sind kaum meßbar. Ein meßbarer 
Erfolg der Verwaltungsreform liegt jedoch in den erzielten Personaleinsparungen. 

Insgesamt vlLirden seit BE}ginn der l\Utomat"isierung etwa 500 Pla,nst.el1en in der 

Fip,U1ZV(;rw,3.1tung, zumeist in Buchhaltungen und KassE:n, eifigespart. Hervor2.uheben 

ist, daß es mit Hilfe der Automationsmaßnahmen möglich wart ohne Personal auf­
stockung~n eine Vlelzahl zusätzlicher Arbeiten zu bewältigen. Diese "stille" 
Persona 1 e~ nspanmg ci"'mögl ichte u. a. di e Ei nfUhrung dei" f,iehr,'/et"tsteuer und zum 
Teil auch die 40-Stundenwoche. 

Zusamme~fassend kann somit festgehalten werden, daß der Einsatz vo~ EDV-Anlagen 

°i n mei nGm Ressort zu ei ne i'" Verbessel"ung der Qualität dei'" Ver\~a 1 tung und zu 

beträcht"'; ehen Persona i 12i r.spatungen gefiJhr"t hat. D~ E umfassenden Informc.t ions­

systeme ermöglichan eS t Entscheidungsgrundlagen fUr den Weg in die Zukurft 
zu schc:pfen. 

I1. f\l..rf dem Abgab~nsektor' \'1w"den ; n den Jahren 1975 bi s 1977 "iri: Interesse ci ner 
Vet~ia 1 tungsrp.fonfi -Fa 1 gende Maßr.ahmen gesetzt ~ 

1. r\1a"~<?hineL1e l\t!Sstattung der Finanzämter 
Im Interesse einer effektiven und optimalen Aktenbearbeitung wurde sichergestellt, 
daß sich die Finanzbediensteten mehr als bisher der modernen Rechenmaschinen 
bedienen. So ist jeder Referent mit modernen elektronischen Rechenmaschinen mit 
Zählst~eifen ausgestattet. Auch der Außendienst ist nunmehr in der lage, mit 
m~dernen tragbaren Rechengeräten arbeiten zu können. 

2. ,~u_tQr~~~j sc~e BeE..e~b.!l~~_g der Jahr~sausg"1 ei ch~ 
Im Interesse einer besseren Transparenz der Jahresausgleichbescheide wurde ein 
Kleincomputer der Marke Viktor bei den Lohnsteuerstellen zum Einsatz gebracht, 
we 1 ehe;- vorprogr"mni"i ert ist und auch Kl artext ausdrucken kann. Di ese Verwendung 

von KÜlr"t.ext statt Symbolen hat einen Rückgang von Anfragen seitens der Abgab€.­

pf1ichtigen hel"'baigeführt. 

3. ~~jJ~_iJ:m.?f3n~ln~~.0 der f\utomatisierun9. 
Das Bundesministerium fUr Finanzen hat jeweils in organisatorischer H~nsicht 
. '. n + J." 0 • F O 

'0 t .J- • 1... r . t ° h i ~ ,. 1)-::-: (~er (\u,,(jmC'.t"lsl~rur;g l:1er . "Inanzam .er r.n \..gew1ry~r .• ..)0 1S lrlS~eSOnc.2l~e aUT 0.10 

Mitwirkung bei der Organisation der Vereinfachung der llmsatzsteuervoranmeldungs-
9sbarung hinzuwei~e~. Durch den Einsatz der EDVA ist ~uch b2i den einzelnen 
\f 1 ,0 0 ° F"'h AI t " ~. ""h """'" cl' ~eran.i19LmgsreTS:i'aten me Ut rung von I< enverZCI(::,Jnlssen u~en'(<.ISS1~~ gfwor eIL 

D~rch die EinfUh~un2 elner neuen Aktenkennzeichnung, we1che neben der Betriebs­
kategorie auch Angeben zur Branche sowie die Angabe des 1etztgeprUften Jahres 

• /01 
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enthält, wird es möglich sein, in Hinkunft anläßlich der automatisierten 

Et'ste i1 ung der f\.bgabenbl'!schei oe auc.h di e Stati st~ k mit zeitnahen aussage­
kräftigen Unterlagen zu versorgen. 

Ir 1. Ii:1 Rahmen der Zoll verwa ltung wurdt:n nachstehende Reformmaßnahmen 
getroffen: 

1. Auflösung. der Z_<?~llwachabtei1ur~gsin~pektorate._ 

j~US verwal tungsökonomi sehen Gl"'ünden sah sieh da$ Bundesmi ni steri um für 

Finanzen veranlaßt, die nach der Wiederherste11ung der Republik österreich 
gewählte Organisationsform des Inspizierungsdienstes der Zollwache (Landes­
inspizierende und Zollwachabteilungsinspekto r ate) dahingehend abzuändern, 
daß in Zukunft die Inspektionsaufgaben nur noch von größeren Inspektions­
einheiten, die ihren Sitz unmittelbar bei der Finanzlandesdirektion haben 
bz\v. als fl.ußenstel1en d~r Finanzlandesdirektionen eingerichtet sind r wahrge­
nommen ~'ierden. Anläßlich der diesbezüglich notwendig gewordenen Reorganisation 
des Inspizierungsdienstes wurden alle b1sher bestandenen Zollwachabteilungs­
inspektorate (vierundzwanzig Dienststelien) aufgelassen. 

2. Aufl.:~.ssung.~!!...zo 11 wachö.btei 1 ungeFl 
Infolge der immer mehr zunehmenden Steigerung des grenzüberschreitenden 
Per·s.onen- und Warenverkehrs und d; e dadurch bedi ngt gewordeneNotwendi gkei t, 
den Gronteil der Zollwachebeamten bei den Grenzzollämtern einzusetzen, wurde 
es im Zuge der Reorganisation des Zollwachdienstes auch notwendig, jene 

Zo 11 \'!c.chabteil ungen aufzul aSSt!n bZ\'J. mit Nachbarabteil ungen zusammenzul egen, 
deren Personal fast zu:", Gär.::e zur" Betreuung eines Straßenzollamtes bestimmt 
ist. Bisre;'" It!urden iHl Ben~ich der Finanzlandesdirektion für Kärnten neun I. 

Zollwachabteilungen aufgelassen. Die Auflassung weiterer drei solcher Dienst­
stellen ist in Vorbereitung. In den Bereichen anderer Finanzlandesdirektionen 
sind g12ichfa~ls elnschlägige Reformmaßnahmen zu erwarten. 

3. Derzeit bestehende Insoektionseinheiten der Zollwache -------._-_. __ ..• _--_ •. _-------_._--
Nach den derzeitigen Stand der Reorganisation des Inspizierungsdienstes der 
Zollwache bestehen am Sitze j~der Finanzlandesdirektion eine Inspektionseinheit 
und z~sätzlich bei dAr rinanzlandesdirektion fUr OberBsterreich eine sowie 
bEi der Finanzlandesdirektiun fUr Wien, Nieder~sterreich und Burgenland vier 
A1'3enstellen. 
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